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Der Bundesminister für Ernährung, 

Landwirtschaft und Forsten Bonn, den 23. März 1961 

II C 1 b - 2901-132/60 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Fleischbeschaubestimmungen 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
— Drucksache 2589 — 


Vorgenannte Kleine Anfrage beantworte ich namens der 
Bundesregierung wie folgt: 

Zu I. 

Das Vorkommen der gesundheitsschädlichen Finne bei Schlacht- 
rindern ist besorgniserregend angestiegen und hat sich in den 
letzten Jahrzehnten nahezu verdoppelt. Die Rinderfinne ist 
als Vorstufe des Bandwurms bei Menschen direkte Ursache 
verschiedener Erkrankungen, die von Verdauungsstörungen 
bis zu schweren Giftwirkungen und chronischen Blutverlusten 
reidien. Die indirekten Auswirkungen der Bandwurmerkran- 
kungen bestehen vor allen Dingen in chronischen Störungen 
der Darmschleimhaut, deren Funktionstüchtigkeit hierbei stark 
eingeschränkt wird. Diese Beeinträchtigung führt nicht nur zu 
einer verminderten Auswertung der Nahrung, sondern schwächt 
die Schleimhaut auch in ihrer Abwehrfunktion gegenüber an- 
deren Krankheitserregern. 

Aufgabe der Fleischbeschau ist es, die Rinderfinne zu erken- 
nen und die mit diesem Parasiten verbundene Gefahr für die 
menschliche Gesundheit auszuschließen. Die Entwicklung zeigt, 
daß die bisherigen Beurteilungs- und Behandlungsvorschriften 
nicht ausgereicht haben, um das Vorkommen der Rinderfinne 
zu verringern. Daher sind zu einer ausreichenden Gefahren- 
abwehr für die menschliche Gesundheit und zur wirksamen 
Verringerung des Vorkommens dieses Parasiten die neuen 
Bestimmungen über die Untersuchung auf Finnen sowie über 
die Beurteilung von mit Finnen befallenen Rindern erforderlich. 

Die Gefahr, daß Fleisch nicht oder nur unter bestimmten Vor- 
aussetzungen zum Genuß für Menschen in den Verkehr ge- 
bracht werden darf, sowie damit verbundene wirtschaftliche 
Nachteile hat nach allgemeinen Grundsätzen stets der Ver- 
fügungsberechtigte zu tragen. Im' übrigen bleibt es dem Ver- 
fügungsberechtigten unbenommen, sich durch Abschluß einer 
entsprechenden Versicherung gegen derartige Schäden zu 
sichern. 
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Zu 2. 

Die Bundesregierung prüft zur Zeit, ob und in welcher Weise 
das in den §§ 481 bis 493 BGB geregelte Viehkaufrecht zur 
Anpassung an die geänderten Verhältnisse und neuen Er- 
kenntnisse der veterinär-medizinischen Wissenschaft überar- 
beitet werden muß. Die fachlichen Vorarbeiten sind bereits 
im Gange. Es erscheint deshalb im gegenwärtigen Zeitpunkt 
nicht zweckmäßig, die in § 2 der Kaiserlichen Verordnung 
betreffend die Hauptmängel und Gewährfristen beim Vieh- 
handel vom 27. März 1899 (RGBl. S. 219) enthaltene Aufzäh- 
lung der Hauptmängel zu ergänzen. 
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